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Vernehmlassung  
zum Bundesbeschluss über die Genehmigung und die Umsetzung des Notenaustauschs zwi-
schen der Schweiz und der Europäischen Gemeinschaft betreffend die Übernahme der 
Rückführungsrichtlinie (Weiterentwicklung des Schengen-Besitzstands)  
 

 
 
Sehr geehrte Frau Bundesrätin, 
sehr geehrte Frau Roth 
 
 
Für die Möglichkeit zur oben erwähnten Gesetzesrevision Stellung nehmen zu können, danken wir 
Ihnen. 
 
Die Schweizerische Nationalkommission Justitia et Pax begrüsst die Einführung eines formellen 
Wegweisungsverfahrens und im Wesentlichen die aufgrund der Rückführungsrichtlinie 
vorgeschlagenen Anpassungen des Ausländer- und Asylgesetzes. Bereits bei der Totalrevision des 
Asylgesetzes hatten wir uns für ein formelles Wegweisungsverfahren ausgesprochen. In den 
nachfolgenden Punkten fordern wir jedoch eine präzisiere Umsetzung der Rückführungsrichtlinie im 
Asyl- bzw. Ausländergesetz: 
 

1. Art. 13 Ziff. 3 und 4 der Rückführungsrichtlinien sehen vor, dass die Mitgliedstaaten die un-
entgeltliche Rechtspflege bei Wegweisungsentscheiden sicherstellen. Dafür wird Ihnen eine 
ein Jahr längere Übergangsfrist bis Ende 2011 eingeräumt (vgl. Art. 20 Rückführungsrichtli-
nie). Aus dieser langen Übergangsfrist sowie der Tatsache, dass die EU-Kommission den Mit-
gliedstaaten Unterstützung bezüglich der finanziellen Auswirkung dieser Massnahme zuge-
sichtert hat, ist zu schliessen, dass die heute in der Schweiz bestehende allgemeine Regelung 
der Beiordnung der amtlichen Rechtsvertretung nicht genügt, sondern vielmehr eine explizite 
gesetzliche Grundlage notwendig ist, aus welcher hervorgeht, dass der Bund die unentgeltliche 
Rechtsberatung und –vertretung von Personen in einem Wegweisungsverfahren sicherstellt. 
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2. Die vorgesehene Beschwerdefrist von fünf Arbeitstagen bei Wegweisungsverfügungen 
verbunden mit der Tatsache, dass gegen die Verfügung erhobene Beschwerden in der Regel 
keine aufschiebende Wirkung haben, erachten wir als problematisch, weil damit eine 
wirksame Beschwerde im Sinne von Art. 13 EMRK in Frage gestellt wird. Die Einführung 
einer 10-tägigen Beschwerdefrist sowie die fallweise Möglichkeit des Entzugs der 
aufschiebenden Wirkung wäre aus unserer Sicht begrüssenswert (vgl. Art. 13 Ziff. 1 
Rückführungsrichtlinie). 

 
3. Bei Wegweisung von unbegleiteten Minderjährigen wird – entgegen den Ausführungen im 

Bericht – leider von den Vollzugsbehörden und dem Bundesamt für Migration nur in ungenü-
gender Weise geklärt, ob im Heimat- oder Drittstaat adäquate Kindesschutzmassnahmen er-
griffen werden. Aus diesem Grund wäre eine explizite Gesetzesbestimmung notwendig, die 
festlegt, dass die zuständigen Vormundschaftsbehörden vor der Wegweisung von unbegleite-
ten Minderjährigen entsprechende Abklärungen zu treffen haben, bevor eine Wegweisung an-
geordnet wird (vgl. Art. 10 Rückführungsrichtlinie). 

 
Es würde uns freuen, wenn unsere Überlegungen Eingang in den Gesetzesentwurf finden.  
 
 
Mit freundlichen Grüssen 
 
 
 
 


